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Verordnung über die Änderung eines Flächenwidmungsplanes

Verordnung
der Gemeindevertretung der Gemeinde Thüringen
über eine Änderung des Flächenwidmungsplanes

Aufgrund des Beschlusses der Gemeindevertretung der Gemeinde Thüringen vom XX.XX.XXX wird
gemäß § 23 Abs. 1 des Raumplanungsgesetzes, LGBl.Nr. 39/1996, verordnet:

Der Flächenwidmungsplan der Gemeinde Thüringen wird gemäß dem Plan FLWPL-6712-2-2025 vom
24.05.2025 in der angeschlossenen Anlage A geändert.

Der Bürgermeister













DLZ Blumenegg
Im Auftrag der Gemeinde Thüringen

FLWPL-6712-2-2025

Thüringen, am 24.05.2025

Erläuterungsbericht

Auf den Gst-Nr. 1620, 1621/1 und 1621/2 KG Thüringen besteht seit etwas mehr als 25 Jahren ein
Gärtnereibetrieb. Der Betreiber plant schon seit längerer Zeit die Erweiterung des Betriebs in Richtung Süden
auf Gst-Nr. 1632 und 1633 KG Thüringen.

Zwischenzeitlich erfolgte bereits eine Betriebserweiterung – zum Teil ohne die notwendigen Bewilligungen.
Entsprechende Bewilligungsverfahren sind derzeit bei der zuständigen Behörde (Bezirkshauptmannschaft-
Bludenz) anhängig.

Das gegenständliche Widmungsverfahren reicht bis in das 2017 zurück. Ursprünglich vertrat die
Aufsichtsbehörde (Land Vorarlberg) die Rechtsansicht, dass für diese Widmung eine
Umwelterheblichkeitsprüfung notwendig ist. Diese wurde 2018 durchgeführt und kam zum Schluss, dass
erhebliche Umweltauswirkungen durch die geplante Umwidmung zu erwarten sind. Insbesondere, da die
Flächen auf Grundlage der Widmung Freifläche-Sondergebiet Gärtnerei vollflächig bebaut bzw. versiegelt
werden können.

Der Unabhängige Sachverständigenrat beim Amt der Vorarlberger kam jedoch zum Schluss, dass es keine
gesetzliche Grundlage für eine UEP-Pflicht dieser Widmung gibt. Einerseits ist die Lage in der Landesgrünzone
nicht als Grund für eine UEP-Pflicht im Raumplanungsgesetz bzw. der Verordnung zur UEP/SUP-Pflicht
vorgesehen und andererseits liegen die Flächen im Räumlichen Entwicklungsplan der Gemeinde Thüringen
innerhalb der Siedlungsgrenzen.

Auf Grund dieser Feststellung des Unabhängigen Sachverständigenrats wurde in Absprache mit der
Aufsichtsbehörde abgesprochen, dass mit dem im naturschutzrechtlichen Bewilligungsverfahren zuständigen
Amtssachverständigen die aus seiner Sicht in diesem Verfahren notwendigen Kompensationsmaßnahmen in
den Raumplanungsvertrag (Verwendungsvereinbarung) aufgenommen werden.

Geplant ist nun die Umwidmung der Gst-Nr. 1632 und 1633 KG Thüringen im Ausmaß von ca. 6.007m² in
Freifläche-Sondergebiet Gärtnerei. Hiervon sind bereits ca. 2.005m² als Freifläche-Sondergebiet Holzlager für
Biomasseheizwerk gewidmet. Diese Flächen werden daher ohne Befristung in Freifläche-Sondergebiet
Gärtnerei umgewidmet. Die restlichen Flächen im Ausmaß von ca. 4.002m² sind derzeit als Freifläche-
Freihaltegebiet gewidmet und erhalten eine befristete Widmung als Freifläche-Sondergebiet Gärtnerei mit der
Folgewidmung Freifläche-Freihaltegebiet.

Die von der Umwidmung betroffenen Flächen sind derzeit vollständig – teilweise ohne entsprechende
Bewilligungen – durch die Gärtnerei genutzt.

Die Verkehrserschließung erfolgt betriebsintern von der Walgaustraße aus und über die Gemeindestraße
Kläfisweg. Eine Zufahrt über die St. Anna Straße (Landesradroute) ist nicht zulässig. Die technische Erschließung
ist über den Bestandsbetrieb gegeben.

Die Flächen liegen in der Landesgrünzone. Die Möglichkeit einer Widmung als Freifläche-Sondergebiet
Gärtnerei ist in der Landesgrünzone gemäß Raumplanungsgesetz ausdrücklich vorgesehen.



Die Flächen schließen direkt an den bestehenden Betrieb an und sind bereits derzeit (teilweise ohne
entsprechende Bewilligung) als Gärtnerei genutzt. Davor wurden diese Flächen i, Rahmen der Grünland-
Landwirtschaft genutzt. Auf Grund der Bodenverhältnisse und des fast ebenen Geländeverlaufs sind die
Flächen sowohl für den Anbau von Pflanzen als auch eine Bebauung gut geeignet.

Die Flächen liegen tw. im Hochwasserabflussbereich – dieser entfällt jedoch mit Fertigstellung der
Hochwasserbeileitung Montjola im Sommer 2025.

Die Flächen westlich und östlich anschließend sind im Räumlichen Entwicklungsplan zur Entwicklung als
Betriebsgebiet vorgesehen. Die Flächen liegen damit auch innerhalb der langfristigen Siedlungsgrenzen.
Dadurch wird diese Widmung langfristig im geplanten Betriebsgebiet integriert und rangt dann nicht mehr –
wie derzeit noch – in die Freifläche.

Im Zuge des Widmungsverfahrens ist der Abschluss eines Raumplanungsvertrags (Verwendungsvereinbarung)
geplant in der die im naturschutzrechtlichen Bewilligungsverfahren notwendigen Kompensationsmaßnahmen
(siehe Beilagen) abgesichert werden.

DI Martin Bitschnau




